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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich 6 Bauen  

Vorlagenerstellung Ruth Schreiner 

 

Verfahrensgang Termin 

Magistrat 15.01.2018 

Ortsbeirat für den Ortsbezirk Oestrich 31.01.2018 

Stadtverordnetenversammlung 05.02.2018 

 

 

 

1. Aufstellungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 95 „Gewerbegebiet Oestrich“ gem. § 1 Abs. 3 und 

§ 2 Abs. 1 BauGB 

2. Beschluss einer Veränderungsperre zum Bebauungsplan Nr. 95 „Gewerbegebiet Oestrich“ 

gem. § 16 BauGB 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

1. Für den Bereich Oestrich, Flur 12, Flurstück 254/13 und 254/19 wird der Bebauungsplan Nr. 

95 „Gerwerbegebiet Oestrich“ aufgestellt. 

 
Lageplan mit Geltungsbereich (rote gestrichelte Linie) des geplanten Bebauungsplans Nr. 95 

„Gewerbegebiet Oestrich“. 
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2. Für den Bereich des geplanten Bebauungsplans Nr. 95 „Gewerbegebiet Oestrich“ wird 

folgende Satzung über eine Veränderungsperre beschlossen: 

 

Satzung der Stadt Oestrich-Winkel über eine Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 

Bebauungsplans Nr. 95 „Gewerbegebiet Oestrich“, Ortsteil Oestrich 

 

Aufgrund der §§ 14 und 16 Baugesetzbuch (BauGB) Baugesetzbuch in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

in Verbindung mit § 5 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167) 

hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel am xx.xx.2018 folgende 

Satzung beschlossen: 

 

§ 1 Veränderungssperre 

Für das in § 2 genannte Gebiet besteht eine Veränderungssperre. 

 

§ 2 Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre entspricht dem Geltungsbereichs des 

geplanten Bebauungsplanes Nr. 95 „Gewerbegebiet Oestrich“, Ortsteil Oestrich. Er umfasst die 

beiden Grundstücke Oestrich, Flur 12 Flurstück 254/13 und 254/19 und ist dem beigefügten 

Lageplan zu entnehmen, der als Anlage Teil der Satzung ist. 

 

§ 3 Rechtswirkung 

(1) Im Gebiet der Veränderungssperre dürfen 

a) Vorhaben i. S. des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 

beseitigt werden; 

b) erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken 

und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 

zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von Absatz 1 eine 

Ausnahme zugelassen werden. 

(3) Vorhaben, die vor Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 

worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 

Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor Inkrafttreten 

der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 

Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung 

werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 

§ 4 Geltungsdauer 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit der Bebauungsplan für das in § 2 dieser Satzung 

genannte Gebiet rechtsverbindlich wird, spätestens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren seit 

Inkrafttreten dieser Satzung. 

 

 

 

 

 

 

Anlage zu § 2 
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rote gestrichelte Linie: Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 

Oestrich-Winkel, den xx.xx.2018 

 

Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel 

(Michael Heil) 

Bürgermeister 

 
 

Sachverhalt  

Unlängst ist publik geworden, dass die Fa. Koepp ihr Werk in Oestrich 2018 schließen wird, 

Grundstücksfläche ca. 2,8 ha. Das bestehende Gewerbegebiet an der Rheingaustraße ist im 

Flächennutzungplan 2006 als (überwiegend) gewerbliche Bauflläche dargestellt: 

Auszug aus dem FNP 2006 

Neben Koepp hat auch die Fa. Wilde ihren Standort an der Rheingaustraße. Beide Standorte 

umfassen zusammen eine Fläche von ca. 4,8 ha. Planungsrechtlich sind sie nach § 34 BauGB 

einzustufen. Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung nach Schließung des Werks zu 

sichern, soll für diesen Bereich und die benachbarte Fläche ein Bebauungsplan aufgestellt 

werden. Und zwar mit dem Ziel, weiterhin eine gewerbliche Nutzung in diesem Bereich zu 

sichern und ferner zur Steuerung der Einzelhandelsstruktur. 
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Ersteres entspricht dem Grundsatzbeschlus der Stadtverordnetenversammlung vom 

02.05.2016 (Antrag 2016/053):  

„1. die bereits in B-Plänen ausgewiesenen und die in der Flächennutzungsplanung 

dargestellten Gewerbegebietsflächen als solche unverändert beizubehalten und deren 

Entwicklung voranzutreiben“ 

 

Die vorhandene Fläche soll Gewerbetreibenden,wie z. B. Handwerkern u. ä. einen Standort 

bieten. Das Angebot an solchen Flächen ist sehr beschränkt bzw. besteht eine Nachfrage dazu. 

Aufgrund der Größe der Fläche könnte auch großflächiger Einzelhandel hier in Frage kommen. 

Die Ansiedlung des großflächigen Einzelhandels an den Ortsrändern sowie Ein- und 

Ausfallstraßen führt aber nicht selten zur Aufgabe von Einzelhandelsangeboten in den Zentren. 

In der Folge können die zentralen Versorgungsbereiche in den Stadt und Ortsteilzentren 

veröden, private und öffentliche Investitionen entwertet und die Nahversorgung beeinträchtigt 

werden. 

 

Zur Sicherung der Bauleitplanung wird eine Veränderungssperre erlassen. 

 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Aktuell: Keine. 

Mittel für die Bauleitplanung sind im Haushalt einzustellen. 

 
 
 

 
Oestrich – Winkel, 09.01.2018 
 
 
 
 
Dezernatsleiter  
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